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                     Stand ab  03-2017 
Rahmenrichtlinien des JGHV 

 
 
Folgende Rahmenrichtlinien wurden bisher beschlossen und gelten für sämtliche Prüfungen 
und Leistungszeichen aller Verbandsvereine 
 
         zuletzt geändert  
 

 Führen nur mit Jagdschein     Hauptversammlung 2015 

 Prüfungswiederholungen     Hauptversammlung 1990 

 PO – Wasser des JGHV – Teil A / B                                   Hauptversammlung 2017      

 Einspruchsordnung      Hauptversammlung 2015 

 Zulassung zu Prüfungen entsprechend 
§ 23 der Satzung des JGHV     Hauptversammlung 2010 

 Verbot der Richtertätigkeit bei Befangenheit  Hauptversammlung 2010 

 Tätigkeit der Verbandsrichter des JGHV   Hauptversammlung 2015 

 Höchstzahl der an einem Tag zu prüfenden Hunde  Hauptversammlung 2010 

 Einhaltung von Rechtsvorschriften in den Bundesländern Hauptversammlung 2011 
  

 
Führen nur mit Jagdschein 
 
Der Führer eines Hundes muss den Besitz seines gültigen Jagdscheines nachweisen. Der 
Prüfungsleiter kann, soweit dies eine Prüfungsordnung nicht ausdrücklich ausschließt, 
Ausnahmen in Einzelfällen zulassen, wenn sie aus züchterischen oder jagdlichen Gründen 
notwendig sind. 
 
Prüfungswiederholungen 
 
Ein Hund darf höchstens zweimal auf Verbandsprüfungen geführt werden. Ausgenommen ist 
die Teilnahme an internationalen Prüfungen. Prüfungsausfälle, die der Führer nicht zu 
vertreten hat, fallen nicht unter diese Bestimmung. 
 
Teil A der PO – Wasser des JGHV 

 

A. Allgemeiner Teil 
 

Die waidgerechte und tierschutzkonforme Durchführung der Jagd auf Wasserwild 
gem. § 1 Abs. 2 Bundesjagdgesetz und den ergänzenden Bestimmungen in den 
Landesjagdgesetzen setzt den Einsatz brauchbarer Jagdhunde voraus. 

 
Die Wasserarbeit hat den Sinn, den Jagdhund auf seine spätere Aufgabe in der 
Praxis, d.h. vor allem auf die Nachsuche von krank oder verendet ins Wasser 
gefallenem Wasserwild vorzubereiten, das Ergebnis durch die Prüfung zu 
beweisen und für die Zucht zu dokumentieren. Damit einerseits der Zweck der 
Wasserarbeit erreicht und andererseits die Prüfung tierschutzgerecht 
durchgeführt werden kann, sind beim Einsatz von lebenden Enten folgende 
Grundsätze zu beachten: 

 
  



 Jagdgebrauchshundverband – Rahmenrichtlinien Seite 2 

 

§ 35      (1) Allgemeinverbindlichkeit 
 

(a) Nachstehende Grundsätze des Allgemeinen Teils A. sind verbindlich für alle 
Mitgliedsvereine, die Prüfung hinter der lebenden Ente durchführen unter 
Beachtung der in den einzelnen Bundesländern gültigen Ordnungsvorschriften. 

 
(b) Sie sind auch bei den Wasserübungstagen der Vereine genau zu beachten, 
wobei zu gewährleisten ist, dass ein Hund an nicht mehr als drei Enten insgesamt 
eingearbeitet werden darf. 

 
(c) Vorsätzliche oder grob fahrlässige Verstöße gegen diese Bestimmungen 
ziehen den sofortigen Ausschluss vom weiteren Übungs- oder Prüfungsbetrieb 
nach sich. Davon unberührt bleiben sowohl straf- oder ordnungsrechtliche 
Verfolgung als auch verbandsinterne Disziplinarverfahren. 

 
(2) Gewässer 

 
Ein Prüfungsgewässer muss hinsichtlich seiner Größe (mindestens 0,25 ha 
Wasserfläche), seiner Tiefe bzw. Breite von stellenweise 6 m, seiner Wassertiefe 
(die vom Hund nur schwimmend überwunden werden kann), seiner Deckung (ca. 
500 qm) so beschaffen sein, dass die Ente ihre Fluchtmöglichkeiten voll 
ausnutzen kann. 

 
(3) Verantwortliche Personen 

 
(a) Die Vereine bestimmen für jede Prüfung eine verantwortliche Person, die als 
Obmann am Wasser auf die genaue Einhaltung aller nachfolgenden 
Bestimmungen zu achten hat. Diese Person kann auch der jeweilige 
Richterobmann der Gruppe sein. 

 
(b) Neben der nach Abs. a bestimmten Person ist auch der veranstaltende Verein 
für die Einhaltung dieser Vorschriften verantwortlich. 

 
 (4) Enten 

 
(a) Zur Wasserarbeit dürfen nur voll ausgewachsene Stockenten verwendet 
werden, deren Flugfähigkeit nach der Methode von Prof. Müller 
(Papiermanschette über einzelne Schwungfedern einer Schwinge) für kurze Zeit 
eingeschränkt wird. 

 
(b) Die Enten müssen schon während ihrer Aufzucht und Haltung mit Wasser und 
Deckung vertraut sein, d. h. schwimmen, tauchen und sich in einer Deckung 
drücken können. Die ordnungsgemäße Aufzucht muss vom Zuchtbetrieb bestätigt 
werden. Die Enten müssen bis kurz vor der Prüfung Gelegenheit haben, ihr 
Gefieder zu fetten. 

 
(c) Sofern es nicht möglich ist, die Enten zumindest vorübergehend zur 
Eingewöhnung zu halten, dürfen sie erst unmittelbar vor der Prüfung an das 
Prüfungsgewässer verbracht werden und sind dort so zu halten, dass sie vom 
Prüfungsgeschehen nicht beeinträchtigt werden. 

 
(d) Die Prüfungszeit an einer Ente darf 15 Minuten nicht überschreiten.   
     Das Verfolgen auf Sicht ist unerwünscht und schnellstmöglich zu beenden. 

 
(e) Eine evtl. vom Hund lebend gebrachte Ente ist sofort waidgerecht zu töten. 
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(f) Tote Enten sind getrennt von lebenden aufzubewahren. 
 

(g) Die Entenbehälter sind so abzustellen, dass der Hund sie während seiner 
Arbeit nicht finden kann. 

 
 (5) Brutzeiten 

 
Wasserarbeit mit lebenden Enten darf nur außerhalb der Brutzeit geübt und 
geprüft werden. 

 
 (6) Voraussetzungen zur Durchprüfung am Wasser 

 
Die Prüfung mit der Ente darf erst dann durchgeführt werden, wenn der Hund 
Schussfestigkeit und sicheres Verlorensuchen und –bringen einer toten Ente aus 
der Deckung unter Beweis gestellt hat. 

 
 (7) Hunde 

 
(a) Es werden nur Hunde zugelassen, deren Führer im Besitz eines gültigen 
Jagdscheines sind. Ausnahmen sind nur zulässig aus besonderen jagdlichen und 
züchterischen Gründen. Sie sind zu begründen. 

 
(b) Hunde, die in einem der unter Ziff. 6 aufgeführten Fächer versagen oder zuvor 
anlässlich dieser Prüfung Schuss- und Wildscheue gezeigt haben, dürfen nicht 
weiter in der Wasserarbeit geprüft werden. 

 
(c) Bei jeder Prüfung muss ein geprüfter, jagderfahrener Hund zur Verfügung 
stehen, der ggf. zur Nachsuche einzusetzen ist. 

 
(d) Grundsätzlich wird für jeden Hund nur eine Ente eingesetzt. Die Verwendung 
einer weiteren Ente ist nur zulässig, wenn der Hund an der zuerst ausgesetzten 
Ente nicht geprüft werden konnte (z. B. bei vorzeitigem Abstreichen). 

 
(e) Hunde, die einmal eine Prüfung des Faches „Stöbern mit Ente im 
deckungsreichen Gewässer“ bestanden haben (mindestens „genügend“), dürfen 
kein weiteres Mal in diesem Fach geprüft werden.  
Dies gilt nicht für eine weitere Prüfung im Rahmen einer Zuchtauslese- oder 
internationalen Prüfung (z. B. Hegewald, IKP u.a... ..). 

 
(f) Bei Nichtbestehen ist eine einmalige Nachprüfung zulässig. 

 
(g) Das bei der ersten bestandenen Prüfung erzielte Prädikat ist in die 
Zensurentabelle aller später abgelegten Prüfungen zu übernehmen mit dem 
Vermerk; „lt. Prüfung vom …“ 
Eine Ablichtung dieses Zeugnisses ist dem Prüfungsleiter mit der Anmeldung 
einzureichen. 

 
(h) Jede Prüfung des Faches „Stöbern mit Ente im deckungsreichen Gewässer“ 
ist zusätzlich zum Gesamtergebnis der betreffenden Prüfung mit Prädikat (und 
evtl. Punkten) in die Ahnentafel einzutragen. 
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Einspruchsordnung 
 

II. Einspruchsordnung 
 

§ 1 Diese Einspruchsordnung tritt an die Stelle aller in den Ordnungen für 
Verbandsprüfungen getroffenen Einspruchsbestimmungen. 

 

§ 2 Das Einspruchsrecht steht nur dem Führer eines auf der betreffenden Prüfung 
laufenden Hundes zu. 

 

§ 3 (1) Inhalt eines Einspruches können nur Fehler und Irrtümer des veranstaltenden 
Vereins, des Prüfungsleiters, der den betroffenen Hund beurteilenden 
Verbandsrichter und Helfer bei der Vorbereitung und Durchführung der Prüfung 
sein, durch die der Führer mit seinem Hund benachteiligt oder in der Arbeit gestört 
wurde. 

 
(2) Einwände gegen die Ermessensfreiheit der Richter können nicht Gegenstand 
eines Einspruches sein, es sei denn es handelt sich um einen 
Ermessensfehlgebrauch. Wenn ein Ermessensfehlgebrauch behauptet wird, ist 
dieser konkret zu begründen (siehe § 4). Die Differenz von einem Prädikat zum 
anderen kann, wenn die Prüfung bestanden wurde, niemals die Behauptung eines 
Ermessensfehlgebrauchs begründen. 
 

§ 4 Der Einspruch ist schriftlich in einfacher Form mit einer Begründung beim 
Prüfungsleiter, dem anwesenden Vereinsvorsitzenden oder dem Obmann der den 
betroffenen Hund beurteilenden Richtergruppe einzureichen. Ein Einspruch ist nur 
zu berücksichtigen, wenn mit der schriftlichen Begründung eine Einspruchsgebühr 
in Höhe von 50,00 Euro entrichtet wird. 

 

§ 5 Die Einspruchsfrist beginnt mit dem Aufruf der Hunde zur Prüfung und endet eine 
halbe Stunde nach Schluss der Preisverteilung. 

 

§ 6 Der Prüfungsleiter legt den Einspruch der Richtergruppe vor, die den betreffenden 
Hund beurteilt hat. Diese hat die Möglichkeit, dem Einspruch abzuhelfen. 
 

§ 7 Wenn die Richtergruppe dem Einspruch nicht abhilft, ist unmittelbar eine 
Einspruchskammer zu bilden. Diese setzt sich aus einem Vorsitzenden und zwei 
Beisitzern zusammen. Mitglied der Einspruchskammer kann jeder in der aktuellen 
Richterliste des JGHV geführte Verbandsrichter sein, der das Fach, auf das der 
Einspruch sich bezieht, richten darf. Ausgenommen sind die Richter, die den 
betroffenen Hund beurteilt haben und Mitglieder des Präsidiums und der 
Stammbuchkommission. Die Rahmenrichtlinie zur Richtertätigkeit bei Befangenheit 
ist zu beachten. 
 
 

§ 8 Der Einsprucherhebende und der veranstaltende Verein benennen jeweils einen 
Beisitzer. Die Beisitzer sind nicht Anwälte der sie benennenden Partei. Die Beisitzer 
verständigen sich auf einen Vorsitzenden. Sollte es nicht zu einer Einigung 
kommen, bestimmt der veranstaltende Verein den Vorsitzenden. 

 

§ 9  
 

(1) Über die Verhandlung der Einspruchskammer ist ein Protokoll zu führen, das 
neben der Entscheidung in der Sache eine Begründung und eine 
Kostenentscheidung enthalten muss.  
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(2) Der Vorsitzende bestimmt einen Beisitzer zum Protokollführer. 

 
(3) Das Protokoll ist von allen Mitgliedern der Einspruchskammer zu unterzeichnen. 

 
(4) Das Protokoll, nebst dem schriftlichen Einspruch des Hundeführers, ist mit dem 
Prüfungsbericht durch den veranstaltenden Verein dem Stammbuchamt 
einzureichen. 

 

§ 10 Die Einspruchskammer hat den Einsprucherhebenden anzuhören. Wenn der 
Einspruch begründet scheint, sind die Richter der den Hund beurteilenden 
Richtergruppe und eventuell präsente Zeugen anzuhören. Eine weitere 
Beweiserhebung ist grundsätzlich ausgeschlossen. Ausnahmen sind nur zulässig, 
wenn Umstände gegeben sind, die eine sofortige Beweiserhebung unmöglich 
machen. 

 

§ 11 (1) Ziel der Einspruchskammer sollte vorrangig immer die Herbeiführung einer 
einvernehmlichen Lösung sein. Ansonsten kann die Entscheidung der 
Einspruchskammer lauten auf: 

 
1. Zurückweisung des Einspruchs  
2. Berichtigung der Benotung bei fehlerhafter Anwendung der Prüfungsordnung 

oder bei nachgewiesenem Ermessensfehlgebrauch. 
3. Wiederholung der Prüfung in dem betreffenden Fach oder der nicht mehr 

geprüften Fächer bei Verstößen gegen den sachlichen Inhalt der 
Prüfungsordnung. Der Prüfungsleiter hat die Nachprüfung zu veranlassen und zu 
überwachen. 

(2) Die Nachprüfung braucht nicht durch die Richter zu erfolgen, gegen deren 
Entscheidung sich der Einspruch gerichtet hat. Die Mitglieder der 
Einspruchskammer sind von der Mitwirkung an einer Nachprüfung ausgeschlossen. 

 

§ 12 Wenn die Einspruchskammer den Einspruch zurückweist, hat der 
Einsprucheinlegende die Kosten zu tragen. Die Einspruchsgebühr fällt dem 
veranstaltenden Verein zu. In allen anderen Fällen ist die Einspruchsgebühr zu 
erstatten und der veranstaltende Verein trägt alle weiteren Kosten. 

 

§ 13 Gegen die Entscheidung der Einspruchskammer können sich der 
Einsprucheinlegende und der veranstaltende Verein, soweit sie beschwert sind, 
binnen einer Woche nach der Prüfung bei der Stammbuchkommission beschweren. 
Die Beschwerde ist schriftlich mit Begründung an den Vorsitzenden der 
Stammbuchkommission zu richten. Die Beschwerde ist nur beachtlich, wenn der 
Beschwerdeführer gleichzeitig einen Betrag von 150,00 Euro bei der 
Geschäftsstelle des JGHV einzahlt. 

 

§ 14 Die Entscheidung der Stammbuchkommission erfolgt mehrheitlich, schriftlich und 
ist endgültig. Das weitere Beschwerderecht gemäß § 13 Abs. 4 der Satzung steht 
den Beschwerdeführern nicht zu. 
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Zulassung zu Prüfungen entsprechend § 23 der Satzung des JGHV 
 
Auszug aus der Satzung des JGHV - § 23  
 

Zulassung zu den Verbandsprüfungen 
 

(1)  Eine sorgfältige, an wissenschaftlichen Erkenntnissen ausgerichtete und objektiv 
kontrollierte Zucht schafft die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Ausbildung 
gesunder, wesensfester, sozialverträglicher  und ihren jeweiligen Aufgaben ge-
wachsener Jagdhunde. Sie dient damit tierschützerischen Belangen sowohl in Bezug 
auf das bejagte Wild als auch den Jagdhund selbst.  

 

Das Prüfungswesen dient der Feststellung der Leistungsfähigkeit der Hunde für die 
Jagd, züchterischen Belangen in Bezug auf die Gesamtpopulation einer Rasse  und 
schafft die Grundlage für Wertschätzungen. 

 

(2) Alle dem JGHV angehörigen Vereine zu § 3 (1) Nr. 1 a) – e) der Satzung sind kraft 
ihrer Mitgliedschaft berechtigt, Prüfungen unter Beachtung der Prüfungsordnungen 
und der Rahmenrichtlinien des JGHV auszurichten.  

 

(3) Es wird unterschieden zwischen 
 

a) Prüfungen und Leistungszeichen, die allgemeinverbindlich sind (z. B. VSwP, 
VPS, Btr, AH usw.). Diese werden von der Hauptversammlung des JGHV 
beschlossen,  

b) gemeinsamen Zucht- und Gebrauchsprüfungen der Vorstehhunde (VJP, HZP, 
VGP), durch die die Vergleichbarkeit und Erhaltung eines der Jagdpraxis 
entsprechenden Leistungsstandards gewährleistet werden soll. Diese Prüfungs-
ordnungen werden von den Vorstehhundzuchtvereinen und von den Vereinen, die 
regelmäßig mindestens alle 2 Jahre diese Prüfung durchführen, auf der Hauptver-
sammlung des JGHV beschlossen, 

c) sonstigen Prüfungen der Zuchtvereine, deren Prüfungsordnungen von diesen  be-
schlossen werden.  

 

 (4) An den Prüfungen gem. Abs. 3 dürfen teilnehmen alle anerkannten Jagdhunde,  
    das sind 
 

a) im Zuchtbuch eines dem JGHV und VDH  angehörenden Zuchtvereins/Verbandes 
eingetragene Jagdhunde, sowie im VJT und VJB gezüchtete Hunde ( Bestands-
schutz ) 

b) im Ausland gezüchtete Jagdhunde, deren Rasse durch einen zuchtbuchführ-
enden Verein im JGHV vertreten ist und deren Ahnentafel mit dem FCI – Stempel 
versehen ist. 

c) alle von einem Zuchtverein / Verband registrierten  und durch den Aufdruck  
      des „Sperlingshundes“ auf dem Registrierpapier qualifizierten Jagdhunde. 
 

 (5) An den Leistungsprüfungen (z. B. VGP, VSwP, VFSP, VStP) dürfen darüber hinaus   
       teilnehmen alle zugelassenen  Hunde, das sind  
 

a) im Ausland gezüchtete Jagdhunde bestimmter Rassen und deren Nachkommen, 
die nicht unter (4) b  fallen mit  einer von der FCI anerkannten Ahnentafel, deren 
Identität vom VDH geprüft ist und  

b) in Deutschland gezüchtete Jagdhunde bestimmter Rassen mit Ahnentafel eines 
VDH-Zuchtvereins, der nicht Mitglied im JGHV ist.  

 

       (6)  Übergangsvorschrift :  Diese Bestimmungen treten ab 01.01.2011 in Kraft 
 

Die Zulassung auf Grundlage der Zweckbestimmung des Verbandes wird vom Präsidium 
des JGHV einmal widerruflich für die jeweilige Rasse nach Absprache mit dem VDH erteilt. 
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Verbot der Richtertätigkeit bei Befangenheit  
 
Ein VR / RA / Notrichter darf keinen eigenen, von  ihm ausgebildeten oder gezüchteten Hund 
richten. Das gilt auch für die Nachkommen der ersten Generation dieser Hunde. Das Gleiche 
gilt für die Nachkommen eines Zuchtrüden (erste Generation). Spezialzuchtvereine haben 
das Recht ihre rassespezifischen Anliegen zu berücksichtigen. Hierüber ist die 
Geschäftsstelle des JGHV zu informieren.  Er darf außerdem keine Hunde von  Führern, 
Züchtern, Deckrüdenbesitzern oder Eigentümern richten, die mit ihm bis  zum 3. Grad 
verwandt, verschwägert oder verheiratet sind bzw. waren, oder in Lebensgemeinschaft 
leben“. 
Ein Prüfungsleiter oder VR darf auf der von ihm geleiteten Prüfung keinen Hund führen. 
 
Tätigkeit der Verbandsrichter des JGHV 
 
Verbandsrichter dürfen nur auf Prüfungen der dem JGHV angeschlossenen Vereine 
einschließlich aller offiziellen Brauchbarkeitsprüfungen der Bundesländer tätig sein. Die 
Tätigkeit im Ausland regeln die Mitgliedsvereine in eigener Zuständigkeit.  
Jeder Verbandsrichter ist gehalten, die mit einer Zusage zum Richten eingegangene Ver-
pflichtung grundsätzlich einzuhalten und dort die Hunde zu richten, die vom JGHV  sowie 
nach den Brauchbarkeits PO´s der Länder anerkannt sind. 

Verstöße können nach der Disziplinarordnung des JGHV geahndet werden. 
Ein Prüfungsleiter und eine verantwortliche Person am Wasser (gemäß Abs. (3) Teil A der 
PO Wasser des JGHV) kann nur sein, wer in der Richterliste des JGHV als aktiver 
Verbandsrichter geführt wird. Eine verantwortliche Person am Wasser muss zudem für die 
FG Wasser ernannt sein. 
 

Zulässige Höchstzahl der von einer Richtergruppe an einem Tag zu prüfenden Hunde : 
 
Eine Richtergruppe darf an einem Tag Hunde nach verschiedenen Prüfungsordnungen  
prüfen ; z.B. VJP/Derby, HZP/Solms, VGP/HZP. 
Die nach den jeweiligen Prüfungsordnungen zulässige Höchstzahl der von einer Richter-
gruppe bei JGHV – Prüfungen an einem Tag zu prüfenden Hunde darf hierbei in dieser 
Gruppe nicht überschritten werden. 
 

Einhaltung von Rechtsvorschriften in den Bundesländern : 
 
Für die Prüfungen des Jagdgebrauchshundverbandes gelten die jeweiligen Rechtsvor-
schriften der Bundesländer 
 
- Geschäftsstelle des JGHV -  


